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	Betrifft:
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	Der 17. Ordentliche Delegiertentag der GdP Bezirk BKA möge beschließen, 

	
	
	

	dass der Bezirksvorstand die Möglichkeiten der Einrichtung von Amtskindergärten/-kitas für die Beschäftigten prüft.

	Begründung:

Aktuell sind die Mitarbeiter bei der Versorgung/Betreuung ihrer noch nicht schulpflichtigen Kinder, sofern sie sich nicht gerade in Elternzeit befinden, entweder auf den Partner, eine Kindertagesstätte oder weitere Möglichkeiten (z. B. Tagesmutter) angewiesen.

Hier würde die Einrichtung von Amtskindergärten für die betroffenen Eltern oder insbesondere Alleinerziehende Mütter oder Väter eine enorme Erleichterung darstellen. Es entfielen nicht nur teilweise zeitaufwendige Fahrwege entfallen, es könnte auch die vorgegebene Wochenarbeitszeit regelmäßig einfacher seitens der Betroffenen erbracht werden.

Dabei handelt es sich bei einem sogenannten Amtskindergarten keinesfalls um ein Novum. Ein Beispiel stellt hier die Kita des Auswärtigen Amtes nur für Bedienstete des AA dar.

Die Einrichtung von Amtskindergärten erscheint im Sinne der Vereinbarkeit von Familie und Beruf als auch zur Steigerung der Attraktivität des BKA als Arbeitgeber zumindest diskussionswürdig.
Bei Annahme des Antrags wäre für den Standort Wiesbaden eine entsprechende Überlegung direkt in die Planungen für den neuen BKA-Standort „all in one“ aufzunehmen. 
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